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Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/7429 an den Ausschuss für Bau-
en, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr – 
federführend – sowie an den Ausschuss für 
Kommunalpolitik. Wer dem seine Zustimmung ge-
ben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
kann dem nicht zustimmen? Wer enthält sich? – 
Damit ist die Überweisungsempfehlung einstimmig 
angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

13 Gesetz zur Durchführung der Marktüberwa-
chung harmonisierter Bauprodukte in Nord-
rhein-Westfalen und zur Änderung der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Energieeinsparungsgesetz, dem Baupro-
duktengesetz und der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/7430 

erste Lesung 

Auch hierzu hat sich der Minister bereit erklärt, sei-
ne Einbringungsrede zu Protokoll zu geben. 
(Siehe Anlage 2) Eine weitere Aussprache ist heute 
nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/7430 an den Ausschuss für Bau-
en, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann 
dem nicht seine Zustimmung geben? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

14 Gesetz zur Aufhebung von Normen aus dem 
Bereich des Umwelt- und Verbraucherschutz-
rechts 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/7474 

erste Lesung 

Herr Minister Remmel hat auf eine mündliche Ein-
bringungsrede verzichtet und sie zu Protokoll ge-
geben. (Siehe Anlage 3) Ich danke Herrn Minister 
Remmel. Eine weitere Aussprache ist nicht vorge-
sehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/7474 an den Ausschuss für Kli-
maschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

15 Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
über die Finanzierungsbeteiligung an den Kos-
ten für Beratungsstellen nach dem Schwan-
gerschaftskonfliktgesetz (Verordnung zum 
Schwangerschaftskonfliktgesetz-Ausführungs-
gesetz – AG SchKG VO) – Landtagsbeteiligung 

Vorlage 16/2530 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Familie, Kinder und Jugend 
Drucksache 16/7559 

Eine Debatte hierzu ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Familie, Kinder und Jugend empfiehlt in 
Drucksache 16/7559, das Einvernehmen zum Er-
lass der Verordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen über die Finanzierungsbeteiligung an den 
Kosten für Beratungsstellen nach dem Schwanger-
schaftskonfliktgesetz – Vorlage 16/2530 – zu ertei-
len. Wir kommen zur Abstimmung über das Einver-
nehmen zu der Verordnung Vorlage 16/2530. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustim-
men? – Wer enthält sich? – Damit ist das Einver-
nehmen zur Verordnung 16/2530 einstimmig her-
gestellt.  

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

16 Abkommen über die Finanzierung des „Deut-
schen Zentrums Kulturgutverluste“ 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/7405 – Neudruck 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/7562 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. Der Abgeordnete 
Marsching möchte aber nach § 47 der Geschäfts-
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Anlage 3 

Zu TOP 14 – „Gesetz zur Aufhebung von 
Normen aus dem Bereich des Umwelt- und 
Verbraucherschutzrechts“ – zu Protokoll ge-
gebene Rede 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz:  

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Wieder-
herstellung der Rechtssicherheit. Zuständigkeiten 
in den Bereichen Umweltschutz und Verbrau-
cherschutz werden in NRW in Zuständigkeitsver-
ordnungen geregelt.  

Mit dem Gesetz zur Kommunalisierung von Auf-
gaben des Umweltrechts hat der Landesgesetz-
geber im Jahr 2007 die Zuständigkeitsverord-
nung Umweltschutz und die Verordnung zur Re-
gelung von Zuständigkeiten auf Gebieten des 
Verbraucherschutzes jedoch als sogenannte 
Vollregelung in einem Artikelgesetz normiert.  

Obschon der Gesetzentwurf von der Landesre-
gierung stammte, die genannten Regelungen 
ausdrücklich als Verordnung bezeichnet wurden 
und explizit auf Verordnungsermächtigungen ge-
stützt wurden, könnte der Eindruck entstehen, 
dass es sich bei den beiden Verordnungen for-
mal um Gesetze handele. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit sollen die bei-
den Normen nun mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf, also in der gleichen Art des Normset-
zungsverfahrens, in dem sie entstanden sind, 
aufgehoben werden.  

Ich möchte zudem darauf hinweisen, dass die in-
frage stehenden Zuständigkeitsregelungen durch 
die Landesregierung zeitgleich in einem paralle-
len Verfahren als Verordnungen erneut erlassen 
werden sollen, um eine Zuständigkeitslücke zu 
vermeiden. Die wesentlichen Regelungsinhalte 
sollen dabei beibehalten werden. Jedoch soll der 
Normierungsanlass genutzt werden, um Aktuali-
sierungs- und Modifizierungsbedarf bei den Zu-
ständigkeiten im Umwelt- und Verbraucherschutz 
aufzugreifen. 
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